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Lesehilfe

Kümmentare  /

Hlnwelss

Die Im Bauregiement  enthaltenen  Fussnoten  dienen  der Verständlichkeit,  er-
läutern  Begriffe  und liefern  u.a. dle nütwendigen  Hinweise  auf andere  Artikel,
Erlasse  oder  Grundlaqen.  Die Skizzen  zu den Messweisen  sind im Anhano  des
Baureglements  aufgeführt.

Baurechtllt.he

Grundordnung

Das Baureglement  (BauR)  der Gemeinde  Thfüigen  bildet  zusammen  mit  dem
Zonenplan  und  dem Zonenplan  Gewässerräume  und  Naturgefahren  die bau-
rechtliche  Grundordnun(;i  f(lr das  gesamte  Gemeindegebiet.

Zonenplan  1;30C)ü  Im Zonenplan  slnd  die einzelnen  Nutzunszonen  als farbige  Flächen  darge-
stellt.  Die Nutzungszonen  kÖnnen  durch  Geblete  und Ob%kte  der Ortsbild-  und
Landschaftspflege  überla(;iert  werden.  Die entsprechenden  Bau-  und Nut-
zun(;1smöglichkeIten  sind  Im Baureglement  beschrieben.  Die Inhalte  sind
gruridelgent(lmerverbindlich.

Hlnwelss  Im

Zonenplan
Als Orientierungsinhalt  im Zonenplan  sind iene Gebiete  und Objekte mit Bau-
und Nutzungsbeschränkungen  dargestellt,  die grundeigentümer-  oder  behör-
denverbindlich  slnd:  jedoch  nicht  im Rahmen  der  baurechtlichen  Grundordnung
erlassen  werden.

Zünenplan  Im Zonenplan  Gewässerräume  und Naturgefahren  sind die Gewässerräume
GEi'#'serräume  und und die Gefahrengebiete  darqestellt.  Die entsprechenden  Bau-  und Nutzungs-
Na'urgefahren':30oo möglicl*eiten  sind  im Baureglement  beschrieben.  Die Inhalte  sind  grundei-

gentümerverbindIich.

Übergeordnetes
Ret.ht

Das übergeordnete  Recht  geht  vor und Ist vorbehalten.  Das BauR regelt  nur,
was  nk:ht  schon  auf eidgenössischer  und  kantonaler  Ebene  geregelt  ist. Auf
wichtige  Bestimmungen  wird  jeweils  in den Fusszeilen  hingewiesen.

Regelt  das BauR  einen  Sachverhalt  nicht  oder  nur lückenhaft,  gllt  ersatzweise
das  dispositive  öffentliche  Recht  des Kantons.

Auch  wenn  das  private  Baurecht  vom Öffentlichen  weitgehend  verdrängt  wor-
den ist, bleibt  es selbstständig  anwendbar.  Unter  Nachbarn  sind insbesondere
die zivilrechtlichen  Bau-  und Pflanzvorschrlften  vün Bedeutung.  Diese  Vor-
schriffen  bieten  dem Grundeigentümer  einen  Minimalschutz,  der nur unter  be-
sonderen  Voraussetzungen  vom öffentlichen  Recht  verdrängt  werden  kann,
z.B.  das  Beseitigungsverbot  von schattenwerfenden  Bäumeri-aus  Gründen  des
Landschaftsschutzes.'

saubewllllgung Das BaubewiIligungsverfahren  ist im übergeordneten  Recht  abschliessend  ge-
rege1t.2

In gewissen  Fällen  sind  auch  Bauten  und  Anlagen,  welclie  ohne  Baubewi!li-
gung  errichtet  werden  dürfen,  der BaubewiIIigungspflicht  unterworfen.3

Die baubewIIIigungsfreie  Baute  bedarf  ar  einer  AusnahmebewilIigung,  wenn
z.B.  in einem  Schutzgebiet  ein absolutes  Bauverbot  gi1t.4

' Slehe Art. 684 ff. ZGB und Ari 79 EGZGB
2 BaubewIIIIgungspflk,ht slehe Arl 22 Abs. 1 RPGi Art. 1 Abs. 1 und 3 BauGi Art. 4 lr. BewD
3 Slehe Att. 7 BewD
a Slehe Art. 86 Abs. 3 BauGl.V. mlt Att. 1fü) BauV

Gemeinde  ThÖrlgen



BaureOlement (BauR) - Stand: Genehmlgun0 2

Bauten  und  Anlagen,  die erheblich  von der baureclitlichen  Grundordnung  ab  -

weichen  (besondere  Bauten  und Anlagen)  oder  wesentlicl-ie  Auswirkungen  auf

die räumliche  Ordnung  und die Umwelt  haben,  bedürfen  einer  besonderen

Grundlage  in einer  Überbauungsordnung.'

Besitzstandsgarantie Bestehende  Bauten  und Anlagen,  welche  von einer  Baubeschränkung  betrof-

fen und dadurch  techtswidrig  werden,  geniessen  den Schutz  der Besitzstands-

garantie.  Diese  ist im übergeordneten  Recht2  geregelt:  Aufgrund  bisherigen

Rechts  bewilligte  oder  bewilligungsfreie  Bauten  und Anlagen  dürfen  unterhal  -

ten, zeitgemäss  erneuert  und - soweit  dadurch  ihre Rechtswidri(ikeit  nicht  ver-

stärkt  wird  -  auch  umgebaut  oder  erweitert  werden.

Qualittltsslcherung Da8 Baureglement  regelt  nicht  allesv  ES belässt  genÜgend  Sp:elraum  Llm Z. B.

in der Bau-  und Aussenraumgestaltung  auf  unterschiedliche  Gegebenheiten

einzugehen.  Das Baureglement  bietet  Erweiterungen  des GestaItungsspielrau-

mes  an: allerdings  unter  der Vüraussetzung,  dass  dle Siedlcinqsqualität  und die

architektonischen  Werte  qewährleistet  sind.

Wer baut,  übernimmt  Verantwortung  gegenüber  der Mitwelt.  Die Bestimmun  -

gen des Baureglements  sollen  helfen,  diese  Verantwortun(;)  wahrzunehmen.

Zusländigkelten Die Zuständigkeiten  sind  im Über(;leordneten  Rechk sowie  im Organisationsreg-

lement  der  Gemeinde  Thörigen  gerege1t.3  Der Gemeinderat  beschliesst  über

alle der Gemeinde  übertragenen  bau  -  und planungsrechtlichen  Angelegenhei-

ten, soweit  hierfür  im Organisationsreglement  nicht  ein anderes  Gemeindeor-

gan als zuständig  erklärt  ist.

' Slehe  Art. j9  ff. BauG:  Art. 19 ff. BauV

2 Slehe  Art. 3, 11 und  82 BauG

3 Slehe Art. 66 BauG

Gemeinde ThÖrKten
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1 Geltungsbereich

Art,  j  GeJtungsberelch

Kommunalas Bau-i 'i Das Baureglement  umfasst  kommunales  Bau-,  Planunqs-  und Umweltrecht.Planungs-  und

Umweltrecht 2 Das Baure(;)lement  gilt  f(]r das  ganze  Gemeindegeblet.

2 Die zonenkonforme  Nutzun(;)  der Bauzone  Innerhalb  des  Planungshorizonts
liegt  im öffentlichen  Interese»e.  Grundeigentümer  haben  anschliessend  kei4Br1
Anspruch,  dass  ihre un(]berbauten  GruridstOcke  weiterhin  in der Bauzone  blei-
ben.

Art.  2 Ausgleich  von  Planungsvortellen  und Bauverpflichtung
Ms""ena"a"e fÜr 1 Grundeigentümerinnen  und Grundeigentümer,  die als Folge  einer  Plariurig  in5nen11'oh€ ZWeCke' den Genuss  eines  Mehrwerts  gelangen,  entrlchten  nach  Massgabe  von Art.Förderung  und
SR.hsrung  dsr  142ff  BauG eine Mehrwertabgabe.
Verfügbarkelt  von

Bauland

3 Wird rechtskräfti  eingezontes  Land  nicht  überbaut  und nicht  zonenkor1fo1711
genutzt,  hat der Gemeinderat  dle Befugnis,  nachträglich  für bestimmte  Ge-
biete  eine  Bauverpflichtung  anzuordnen  und diese  Im Grundbuch  anzumerken.

2 Nutzungszonen

2.1  Wohnzonen,  gemischte  Zonen  und Arbeitszonen

Art.  8 Art  der  Nutzung
Nutzungsatten

Für die einzelnen  Bauzonen  gelten  die folenden  Nutzunqsaden:

Zone Abk. Nutzungsart
Wohnzone W1 /W2 Wohnen2

stilles  Gewerbea

Wohn-  und

Gewerbezone

WG2 Wohnen

DienstIeistungsbetriebe

Verkauf  bis füOO m2 Geschossfläche
Gastgewerbe

stilles  bis mässig  störendes  Gewerbes

Dorfzone D Wohnen2

DienstIeistungsbetriebe

Verkauf  bis 1000  m2 Geschossfläche
Gastgewerbe

stilles  bis mässi0  störendes  Gewerbe

' Dle Ermittlunq dsr Lenkungsabgabe richtel sich nach Art. 126d Abs. 4 BauG.
2 Dem Wohnen glaichestelll  slnd Gemeinschaftsräume, Klndergärten und KindertaOesstätten süwie ähnlichs Nutzungen." Stllles Gewerbe Wle Zum Beispiel BürOS, Arztpraxen, Coiffeurbetriebe oder Ateliers wirken in der Regel Weder durCh IhrBnBetrleb ntx.h durch den Verkehr störend (Art. 90 Abs. 1 BauV).

Gemelnde  Thörlgen
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Erhaltungs-

zone

E Wohnen

Dienstleistungsbetriebe

stilles  bis mässig  störendes  Gewerbe

Landwirtschaftsbetriebe  ohne  Zucht  und Mast-

betriebe

Arbeitszone A Arbeltsnutzungen

Wohnen  für  das  betriebsnotwendi  an den

Standort  gebundene  Personal

Selbständlge  Lagerhäuser  sind nicht  zugelas-

sen.

Baupollzelllche

Masse

Art. 4 Mass  der  Nutzung

1 Für die einzelnen  Bauzonen  gelten  die folgenden  baupolizellichen  Massel

und Lärmempfindlichkeitsstufen2:

Zone Abk. kA [m] gA [m] GL [m] GB [m] Fh t' [m] Fh g

[m]

ES"

Wohnzone
W1 3.0 6.0 18.0 12.0 6.5 10.5 Il

W2 3.0 6.C) 25.0 13.0 8 12 Il

Wohn-  und

Gewerbezone,

Erhaltungszone

WG2

E

3.0 6.0 30.0 14.0 8.5 12.5 Ill

Dorfzüne D 3.0 6.0 30.0 7.5 11.5 Ill

Arbeitszone A
* Fh t

>4.0  m
13 17 Ill

Landwirt-

schaftszone
LWZ 3.0 6.0 40.0 9.5 13.5 Ill

'F0r  die Giebelseit'a  von Pultdächern  gil  in allen  Zonen  eine F;.ssadenhöhe  von

Fht+1.Om.

"lm  Zonenplan  speziell  bezeichnete  Gebiete  sind  wegen  der  Vorbelastung  e-

mäss  Lärmschutzverordnung  der nächst  hÖl'ieren  Stufe  zugeordnet.

kA

gA

GL

GB

Fh t

Fh g

kleiner  Grenzabstanda

grosser  Grenzabstand

Gebäudelänqe  (Art.  12 BMBV)

Gebäudebreite  (Art.  13 BMBV)

Fassadenhöhe  traufseitig,  gilt  auch  für Flachdächer  (Art.  15 BMBV)4

Fassadenhöhe  glebelseitig  (Art. 15  BMBV)

2 Bei Bauten  am Hang  mit  Ausnahme  der Hangseite  allseitig  eine Mehrhöhe

von 1.O m gestattet.  Als Hang  gilt  eine Neigung  des massgebenden  Terrains,

dle in der Fallliriie  emessen  innerhalb  der Fassadenlinie  weni@stens  10%  be-

trägt.

' Vorbelialten  bleiben  dle Gestaltungsfrelhell  gemäss  Art.  75 BauG

2 LärmempfindlIchkeitssrufe  ES (Art.  43 LSV)

a Sklzze  Grenz-  und Gebäudeabstände  Im Anhang  A1

4 Sklzze  Fassadenhöhe  traufseitlg  und glebelseitlg  Im Anhang  A1

Gemeinde  Thörlgen
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Art.  5 Weitere  baupolizelliche  Masse

Wei'B'e 1 Anbauten,  Kleinbauten'  (Garagen,  Geräteschuppen,  Garten-/Gewächshäbi-
baupülizsllk.he Masse ser etc.):

-  Grenzabstand  min.  2.C) m
-  anrechenbare  Gebäudefläche  max.  60 m2
-  Fassadenhöhe  Fh t max.  4 m

2 Unterniveaubauten:2

über  massgebendem  Tenain  max.  '1.2 m zulässig
Grenzabstand  min.  1.O m

3 Unterirdische  Bauten:a

-  Grenzabstand  min.  LO  m

4 Vorspringende  Gebäudeteile:"

-  zulässige  Tiefe  max.  1.5  m
-  zulässiger  Anteil  des  entsprechenden  Fassadenabschnitts  max.

5 0%.

5 unbedeutend  rückspringende  Gebäudeteile:
-  zulässige  Tiefe  max. 1.5  m

-  zulässlqer  Anteil  des  entsprechenden  Fassadenabschnitts  max.
30%

6 Gestaffelte  Gebäude,  Staffelun":

-  in der  Höhe:  min. L5  m
-  In der Situation:  min. 1.5  m

7 Geschosse:  Die Anordnun  der Geschosse  ist in den Regelbauzonen  unter
Einhaltuna  der Fassadenhöhe  traufseitig,  Fassadenhöhe  giebelseitip  bzw. der
Geschosshöhe  für Attika  frei!  In Gebieten  mit vorgegebenen  Geschosszahlen
(z.B.  ZPP)  gilt:

- - Untergeschoss:  Oberkante  fertiger  Boden  1. Vollqeschoss  im Mittel
max.  1.2  m (iber  massgebendem  Terrain

-  Dachgeschoss:  zulässige  Kniestockhöhe  max.  '1.5 m7

s Attikageschoss:  muss  auf  mind.  einer  ganzen  Längsfassade  um mind.  3.0  m
zurückversetzt  sein.  Max. Geschosshöhe  3.0 m

9 technisch  bedingte  Dachaufbautena

-  zulässlge  Höhe  max.  1.5  m

10 Abgrabungen  für Hauseingänqe,  Garageneinfahrten,  Verladerampen,  usw.
werden  auf einer  Fassadenseite  nicht  an die Höhen  angerechnet,  sofern  deren
Länge  6.0  m nlcht  überschreitet.

' Sklzze An- und Klelnbafüen (Art. 3 und 4 BMBV) im Anhan( A1
2 Urilernlveaubauten slnd Bauten, dle höchstens bls zum zulässlgen Mass über das massgebende Terraln hinausragen

(Art. 6 BMBV).
a Unlsrirdist.he Bautsn Ilegen mli Ausnahme der Erschliessung süwie Geländer und Brüstungen vollständig unter dem

massebendsn  Terraln (Art. 5 BMBV).
4 Vorsprlngende Gebäudeteile nach Art. 10 BMBV sind z.B. Erker, Vordät.her, Aussentreppen oder Balkone.

Sklzze Vorsprlngende Gebäudeteile Im Anhang A1
6 Bei gestaffelten Gebäuden wlrd die Vüllgeschosszahl gemäss Art. 18 Abs. 2 BMBV lür die Gebäudeteile separat ermit-

telt.
'  Vorbehalten slnd dle gesundheltspollzeIllchen Bestlmmungen, Insbesondere Art. 67 BauV.
7 Skizze Knlsstockhöhe im Anhang A'i
a z.B. Rauch- und Lüftungskamine

Gemeinde  ThÖrlgen
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Art.  6 Spezielle  GestaItungsvorschriften  Dorfzone

Dortzone 1 Die Dorfzone  umfasst  die Gebiete  besonders  intensiver  Nutzung  im Ortskern

und bezweckt  die zeitgemässe  Ergänzung,  Entwicklung  und Erneuerung  der

baulichen  Einheit  und Eigenart.

2 Bauten  und Anlagen,  welche  den Charakter  der  Dotfzone  beeinträchtigen,

sind  untersagt.

3 Bauvorhaben  haben  die Einpassung  in die  Umgebung  und die traditionelle

Bauweise  zu gewährleisten.  Im BaubewiIligungsverfahren  ist eine Fachberatung

gemäss  Art. 25 beizuziehen,  sofern  gemäss  Art. 27 nicht  die kantonale  Denk-

malpflege  beizuziehen  ist.

4 Die Einreichun  eines  generellen  Baugesuchs'  ist empfohlen.

Art.  7 Spezielle  Vorschriften  Erhaltungszone

Eföalkungszone 1 Die Erhaltungszone  bezweckt  die Erhaltun  der  Häuserruppen  <«Obemorf»» /

<«Mättenberg»  und die zweckmässie  Erneuerung  durch  Umbauten,  Renovation

oder  Ergänzungsbauten.  Ersatz  -  und Umbauten  sind  zu(lelassen.  Abbruchbe-

willigunqen  dürfen  nur gleichzeitig  mit  der Baubewilligung  für die Ersatzbauten

erteilt  werden.  Nicht  störende  unbewohnte  An-  und Kleinbauten  sind  zugelas-

sen.

2 Betreffend  Gestaltung  und Einfügung  (lelten:

Bauten  dC)rfen das Landschaftsbild  (übergang  Wald / Landwirtschafts-

zone)  nicht  beeinträchtigen  und haben  sich  der bestehenden  Bebauung

anzupassen:

Bauten  haben  sich betreffend  Gliederung  und Massstäblichkeit  einzupas-

sen.

Art.  8 Zusätzliche  Nut-ungsbeschränkun(ien
Zusätzllt.he

Nutzungs-

best.hränkungen

1 In dem im Zonenplan  bezeichneten  Gebiet  ««Neurnatte/Mühlematte'»  ilt  eine

maximale  Fassadenhöhe  traufseitig  von 9.5  m und eine  Fassadenhöhe  giebel-

seitig  von 13.5  rrl,

2 In den im Zonenplan  ausgeschiedenen  Grünstreifen  (keine  Grünzone  gemäss

Art.  79 BauG)  sind Bäume  und Sträucher  zu pflanzen.  Sie bezwecken  einen

gestalteten  begrünten  Übergang  angrenzender  Zonen  oder  des Landwirt-

schaTtsgebietes  zum Gewerbe(lebiet.  Einzelne  Zufahrten  sind  gestattet.  Die

Streifen  dÜrfen  an einzelnen  Stellen  bis auf 2.0  m reduziert  werden,  wenn  an

anderer  Stelle  eine flächenqleiche  Verbretterung  nachgewiesen  wird.  Die Bau-

polizeibehörde  kann die Art und die Anordnung  der Bepflanzung  vorschreiben.

Art.  9  Grenzabstand

Grosser  und  klelnsr

Grenzabstand
1 Bei der Erstellung  von Bauten  slnd gegenüber  dem nachbarlichen  Grund  die

in Art. 4 festgesetzten  Grenzabslände  zu wahren.2

' vgl. Art. 32 BauG,  Art. 43 BewD

2 Sklzze  Gyenz-  und  Gebäudeabstand  Im Anhang  A1

Gemelnde  ThÖrigen
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2 Gebäude'  haben  auf  einer  Seite  einen  grossen  Grenzabstand  gA einzuhalten.
Dieser  darf  nicht  im Norden  Ilegen.  Es ist darauf  zu achten,  dass  der gA vor
die Fassade  mit  der grÖssten  Fensterfläche  zu Wohn-  oder  Arbeitsräumen  zu
lie(;ien kommt.

3 In den Dorfzonen  ist für die Bemessung  der Grenzabstände  von der  vorhan-
denen  Bebauung  auszugehen.  Die Baubewilligungsbehörde  kann  eine  Reduß-
tton der relementarischen  Grenzabstände  zulassen  oder  vorschreiben,  we71i
dies  fÜr das  Ortsbild  wichtig  ist und die Wohnl'iygiene  gewährleistet  ist.

4 Mit schriftlicher  :Aistimmung  des Nachbarn  dÜrfen  Hauptbauten,  An-  und
Klelnbauten,  Unterirdische-  und Unterniveaubauten  näher  an dle Grenze  ge-
steltt  oder  an die Grenze  gebaut  werden,  sofern  der  vorgeschriebene  Gebäu-
deabstand  gewahrt  b1e1bt.2

Art.  10  Gebäudeabstanda
Gebäudeabstand

ü Der minimate  Abstand  zweier  Gebäude  muss  wenigstens  der Summe  der
dazwischenliegenden,  für sle vorgeschriebenen  Grenzabstände  entsprechen

:  Bei Gebäuden  auf demselben  Grundstück  kann  von diesem  Minlmalmass
abgewichen  werden,  sofern  ein Nachweis  fÜr wohnhy0ienisch  tragbare  Verhält-
nisse  erbracht  wird.

3 Benachbarte  Grundeigentümer  können  mit  schriftlicher  Vereinbarung  den Ge-
bäudeabstand  auf  der Seite  des gA bis auf 8 m, auf  der  Seite  des kA bis auf  4
m reduzieren.

4 Gegen[iber  Bauten,  die auf  Grund  früherer  baurechtlicher  Bestimmungen  den
nach  diesem  Reglement  vorgeschriebenen  Grenzabstand  nicht  einhalten,  re-
duziert  sich der Gebäudeabstand  um das Mass  des fehlenden  Grenzabstan-
des. Die Baupolizeibehörde  kann  den  Gebäudeabstand  angemessen  verR5s-
sern,  wenn  sonst  für das altrechtliche  oder  für das neue Gebäude  die Be-
schattungstoIeranzen  überschritten  würden.

Art. 11  Abstand  von Öffentlichen  Strassen
Abstand  vün

Kantüns-  und

Gemelndestrassen

1 Vom Fahrbahnrand  sind,  soweit  nicht  Baulinien  bestehen,  die folgenden  mi-
nimalen  Bauabstände"  einzuhalten:

- gegenüber  von Kantonsstrassen  5.0  m:
- qegenÜber  von Gemeindestrassen,  Fuss-  und Radween  3.6 m.

2 FÜr auf mindestens  zwei Seiten  offene,  gedeckte  Autoabstellplätze  und Un-
terstände,  An-  und  Klsinbauten  sowie  lOr bewilligungsfreie  Bauten  und  Anlagen
kann  die BaupolizeibehÖrde  oder  dle Strassenaufsichtsbehörde  eine Ausnah-
m ebewilligung  zur Unterschreitung  erteilen,  wenn  die Verkehrssiclierheit  gewähr-
leistet  ist, keine  Planungsanlieqen  entgegenstehen  und es für das Ortsbild  wicli  -
tig ist. In den Dorfzonen  müssen  in der Regel  die Bauabstände  dei überlieTerterl
Bauweise  übernommen  werden,  die Verkehrssicherheit  muss  gewährleistet  sein,

3 Garagenvorplätze  haben  bei rechtwinkliger  Ausfahrt  zur Strasse  mindestens
5.5  m Tiefe  aufzuwelsen,  gemessen  vom öffentlichen  Verkehrsraum.

1 vgl.  Art. 2 BMBV
2

Es wird  empfohlen,  Näherbaurechte  Im Grundbtx:h  elntragen  zu lasssn.
:i

Der  Gebäudeabstand  ist die Entfernung  zwischen  den projzierten  Fassadenllnian  zwsler  Gebäude..
4 Sklzze  Im Anhang  A1

Gemelnde  Thövigen
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2.2  Zone  für öffentliche  Nutzungen

Art.  12  Zonen  für öffentliche  Nutzungen  (ZöN)

Zonen fo' 5"en11'hB 1 Die Zonen  für öffentliche  Nutzungen  slnd  für Bauten  und Anlagen  Im öffent-
Nu'zunQen lichen  Interesse  bestlmmt.  Vorbestehende  andere  Bauten  und  Anlagen  dürfen

nur unterhalten  werden.

2 In den elnzelnen  Gebleten  gelten  folende  Bestimmungen:

2.3  Zonen  fÜr Sport-  und Freizeitanlagen

Art. 4 3 Zonen  für  Sport-  und Fret;eitanlagen

Zünan "rsT'or'-  und '1 Die Zone  für  Sport-  und  Freizeitanlagen  auf Tellparzelle  924  umfasst  das
Fre'ze"an'aaan Areal  für Bauten  und Anlagen  zu(;)unsten  des Reitsportes.  Zulässig  sind  feste

Hindernisse  oder  Einfriedungen.  Bestehende  Anlagen  dürfen  unterhalten  und
zeltqemäBs  erneuert  werden.  Sollten  baupolizeiliche  Masse  notwendig  sein,
gelten  die Bestimmungen  der WG2-Zone.

2 Die Zone  für Spürt  und Freizeitanlagen  auf  Teilparzelle  'lOO1 umfasst  die
grössere  Spielfläche  für die Überbauung  Bifan.  Nutzung  und Gestaltung  rich-
ten sich nach  Art. 46 BauV.

2.4  Landwirtschaftszone

Art.  14  Landwirtachaftszone

A" ds' Nu'ZunO 'n dBr 1 In der Landwirtschaftszone  richten  sich die Nutzung  und das Bauen  nach
Landwlrtschaftszone den Vorschriften  des  eidgenössischen  und  des kantonalen  Rechts.

2 Es gilt  die LärmempfindIichkeitsstufe  Ill (bel Bauten  und Baugruppen,  die
dem längeren  Aufenthalt  von Menschen  dienen).

Art,  15  Bauernhofzone
Bauemhafzone 1 Für die Bauernhofzone  gelten  Art. 85 BauG  und sinngemäss  die Vorschriften

dieses  Reglements  Über die Landwirtschaftszone.

2 Es gilt  die LärmempfindIichkeitsstufe  lll.

Gemeinde  Thörlgen
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3 Besondere  baurechtliche  Ordnungen

Art.  '16 Zonen  mit  Planungspflicht  ZPP

Grund"ze fÜrZonen 1 Zonen  mit Planungspfiicht  erfordern  eine detaillierte  Planung  in Gebieten,
m" P'anungapfl'h' welche  für die Ortsentwicklung  besonders  Bedeutsam  sind.

2 Das Bauen  in einer  Zone  mlt Planunqspflicht  setzt  eine  rechtskräftige  Über-
bauungsordnung  voraus.l  Die Bestlmmungen  )e Zone  mit  Planunspflicht  sind
fÜr die Ausarbeitung  der Überbauungsordnungen  verbindlich.

3 Im Rahmen  der  Planungs-  oder  Realisierungsarbeiten  ist auf einen  sparsa-
men  Umgang  mit  dem Boden  und der Energie,  aut  eine  (iute Inte(iratlon  der
Bauten  und Anlagen  in das Orts-  und Landschaftsbild,  die Schaffunq  von
kommunikationsfreundlic1ien  Siedlunqsschwerpunkten  sowie  auf konzentrierte
ErschlIessungsanlagen  zu achten.

4 In Zonen  mit Planungspflicht  sind  die anfallenden  Kosten  für die Durchfüh-
rung von nötigen  BauIandumlegungen/Grenzbereinigungen,  die Ausarbeitung
der Überbauungsordnungen  sowie  Planungs-  und ErschIlessungskosten  der
Erschliessungs-  und Infrastrukturanlangen  durch  die Grundelgenfümer  inner-
halb  des Perimeters  abschliessend  zu übernehmen.  Zwischen  der  Gemeinde
und den GrundelgentÜmern  slnd  entsprechende  Verträge  abzuschliessen.  Sle
bilden  einen  Bestandteil  der Überbauungsordnungen  und sind in der Regel  vor
deren  Genehmigung  rechts(;)ültig  zu unterzeichnen.

Art. 17  ZPP <iBannacker»

Planungszweck 1 Die ZPP Bannacker  bezweckt  die Erhaltung  und zeitgemässe  Ergänzuru;)  bei
den bestehenden  Liegenschaften,  die Anpassun(;l  an ändernde  BedÜrfnisse
sowie  die langfristige  Entwlcklung  und Erneuerung  unter  Wahrung  der bauli-
chen  Einheit  und Eiqenart  an peripherer  Lage  des Siedlungsgebietes  unter  Be-
rÜcksichtigung  der  Einsehbarkelt.

Art und Masti  der

NlltZLlng
2 Innerhalb  des Wirkungsbereiches  sind  als bauliche  Nutzungen  Restaurantbe-
triebe,  Wohnungen,  Reitsportzentrum  (Halle,  Aussenanlagen,  Ställe)  süwie  nö-
tige Parkierungsanlagen  zugelassen.

Als maximale

Gebäude  8:

Gebäude  10:

0ebäude  12:

Gebäude  14:

Gebäudevolumen  (;lelten:

Ausmass  bestehend  (3 Vollgeschosse  und Dachausbau)
Volumen  bestehend  (2 Vollgeschosse  und Dachausbau)
Grundrissdimension  bestehend,  zulässig  sind zwei Vollge-
schosse  mit Dachausbau  unter  gleichgeneigtem  Dach,  maxi-
male  Fassadenhöhe  traufseitiq  8.5  m.
Gebäudevolumen  bestehsnd

Es gllt  die Lärmernpfindtichkeitsstufe  Ill.

Gsstallungs0tund-

sätze
3 Den RandabschlC)ssen  der Überbauung  gegenüber  der Landwirtschaftszone
7r1d des Bachufers  ist besondere  Beachtung  in der  Umgebunqsgestaltung  zu
schenken.  Der Bereich  süd)ich  des Baches  bleibt  frei von Gebäuden.

Neu-  und Erqänzun(;isbauten  sind  als eimache  Baukörper  mit grossen  Dach-
flächen  zu gestalten.

Betreffend  Bauvolumen  sind  die Bedingungen  der WG2-Zone  richtungswei-
send.

' Dle Beffelung von der Planungspfllcht rlchte! sk.h nach Art. 93 Abs. l und 2 BauG.

Gemelnde  Thörigen
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4 Qualität  des Bauens  und Nutzens

Art. 18  GestaItungsgrundsatz

Gturidsalz  für eine

0ute  Gesamtwirkung
Bauten  und Anlagen  sind so zu gestalten,  dass  zusammen  mit ihrer Umge-

bung  eine gute Gesamtwirkung  entsteht.  Die  haushälterische  Nutzung  des Bo-

dens,  eine ökologische  Bauweise  unter  Verwendung  erneuerbarer  Energien  und

gemeinsamer  Anlagen  der Energieerzeugung  ist anzustreben.'

Art. ü 9 Beurteilungskriterien

Kriterien  für  die

Beurkellung  der

Gesamtwkkung

'I Bei der Beurteilunq  der guten  Gesamtwirkung  sind insbesondere  zu t»er(:ick-

sichtigen:2

- die prägenden  Elernente  und  Merkmale  des Strassen-,  Orts-  und Land-

schaftsbildes,

- die bestehende  und bei Vorliegen  einer  entsprer.m,nden  Planunp  auch  die

beabsichtigte  Gestaltung  der benachbarten  Bebauung,

- Standort,  Stellung,  Form,  Proportionen  und  Dimensionen  der  Bauten  und

Anlagen,

- dle Fassaden-  und Dachgestaltung  sowie  die Materialisierung  und Farb-

gebung,

- die Gestaltung  der Aussenräume,  insbesondere  des Vorlandes  und der

Begrenzungen  gegen  den öffentliclien  Raum,

- die Gestaltung  und Einordnung  der Erschliessungsanlagen,  Abstellplätze

und Eingänge.

Art.  20  Bauweise,  Stellung  der  Bauten

o'fenB BauWels"  l Soweit  nichts  anderes  bestimmt  ist, gilt die  offene  Bauweise:  d.h.  die Bau-
Berücksichligung  der

o,,sübl,chen  S,ellung  ten haben allseitig die vorgeschriebenen Grenz - und Gebäudeabstände e-
der Bauten  m äss Art. 9 bis Art. 21 BauR einzuhalten.a

2 Der Zusammenbau  von Gebäuden  ist innerhaib  der  zulässigen  Gebäude-

länge  gestattet.

3 Die Stellung  der Bauten  hat sich  nach  den ortsüblichen  oder  vorherrschen-

den Merkmalen  zu richten,  welche  das Strassen-,  Quartier  oder  Ortsbtld  prä-

gen."

Art. 21 Dachgestaltung

Dachgestaltung 1 Die Dachgestaltung  hat sich nach den ortsüblichen  oder  vorherrschenden

Merkmalen  zu richten,  welche  das  Strassen-,  Quartier-  oder  Ortsbild  prägen.

Auf die traditionellen  Ortsteile  ist besonders  Rücksicht  zu nehmen.

' Diessr allgemelne Baugestaltungsgrundsarz sowle dle allgemeln gehaltenen Gestalfünqsregelungen ersstzen detallllB(-
tera Regelungen, z.B. Im Berelch oer Fassaden- und DachOestaltung. Dies setzt Vorausi dass gOwofil dle ProjeMvsr-
fassenden wle auch dle BaubewlllIgungsbehördsn das Umfeld des Bauvorhabens analysieren und den Ihnen durch dle
offene Formulierung gegebenen Splelraum veraniwortungabewuss( 1n(erptetleren.

2 Mlt der Bauelngabe sind alle Umerlagen elnzurelchen, die eine vollständige Beurtellung des Prolektes und der Gesamt-
wlrkung erlauben. (Slehs auch Art. 15ff. BewD).

3 Vorbehallen bleiben die Geslaltungsfrelhell gemäss Art. 75 BauG

4 Im weltgehend unüberbauten (3sb1et slnd es die "ortsüblichen", im weiföehend überbauten Geblet dle "vorhenschen-
den' Msrkmale, welche das Orts-, Quartisr- oder Strassenbild posfüv prägsn.

Gemeinde  Tfü5rigen
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2 In allen  Nutzunqszonen  sind  alle Dachformen  zulässig.  Abgestützt  auf  Abs.  1

5a41" die Baupolizelbehörde  in Gebieten  mit einheltlicher  Dachgestaltung  eine

Angleichung  der Firstrlchtung  und Dachform  verlangen.

3 Auf  Flachdächern  von Hauptbauten  darf  ein Attikageschoss  erstellt  werden.

Art.  22  Dachaufbauten'

Dachaufbauten 1 Dachaufbauten  (Lukarnen,  Gauben,  [)achfIächenfenster,  Glasziegelelnsätze)

sowie  überdeckte  Dacheinschnltte  haben  elne ruhige  Gesamtwirkung  der

Dachflfü:'hen  zu gewährleisten.

2 Aus ästhetischen  Gründen  kann  die Baupolizeibehörde  Anzahl,  Typ und For-

mat  von Dachaufbauten  und Dachflächenfenstern  einschränken  oder  deren

Aufteilun(;)  in Einzelteile  verlangen.

3 Dachautbauten  (ausser  Firstreiter)  dürTen inagesamt  nlcht  mehr  als 60%  de(

Fassadenlänge  des obersten  Geschosses  aufwelsen,  bei Gebäuden  mlt  Quer-

giebeln  25%  und bei schützenswerten  und erhaltenswerten  Objekten  gemäss

Bauinventar  4ü%.  Sie haben  mlndestens  einen  Abstand  von 1.O m zu First,  Ort

und Traufe  aufzuweisen.

4 In eine  zweiten  Nutzungsebene  Im Dach  sind  nur Dachflächenfenster  und

Glasziegelelnsätze  sowie  Firstreiter  zugelassen.

5 Bei Bauinventar-Objekten  ist nur ein Ausbau4eschoss  im Dach  zugelassen,

Firstoblichter  und Dacheinschnitte  sind  ausgeschlossen.

Grundsätze  fÜr dm.

umgebuns-

gestalfüng

Art.  23  Umgebungsestaltung

1 Die Umgebung  (Aussenräume)  von Bauten  und Anlagen  ist so zu estalten,

dass  sich eine gute  Einordnung  in die Landschaft  und das Orts-  und Stras-

senbild  ergibt.  Mit dem Baugesuch  ist ein AussenraumgestaltunqspIan  einzu-

reichen.

2 Die Baupolizeibehörde  kann  im Rahmen  einer  Baubewillföung  gezielte  Be-

pflanzun(;)en  verlangen,  wenn  dies  für den öffentlichen  Verkehrsraum  oder  das

Ortsbild  wichtig  ist.

3 Fusswege,  Plätze  sowie  Flächen  für den ruhenden  Verkehr  slnd,  wo dies der

Untergrund  zulässt,  mit  einem  wasserdurühlässlgen  Belaq  zu versehen,  um

B7jBllendes  Oberflächenwasser  möglichst  natürlich  versickern  zu lassen.

4 StÜtzmauern  bis zu einer  Höhe  von 1.20  m dÜrfen  auf die Grenze  gesteltt

werden.  Mehrere  Stützmauern  übereinander  sind  nur gestattet,  wenn  sie um

die Mehrhöhe  in einem  Winkel  von 45a zurückversetzt  sind.2

5 Böschun(;)sneigungen  dürfen  maximal  4!5' betragen.  In steilem  Gelände

bleibt  eine  stärkere  Neigung  natürlich  entstandener  Böschungen  vorbehalten,

Art.  24  Gesta1tungsspieIraum

Ges'al'unasSplB'aum Die Baubewilligungsbefü5rde  kann  gestützt  auf eine Fachberatung  oder  ein
der Baubswllli(lungs-

behörde

' FCn Anlagen zur Gewlnnung erneuerbarer Energien glll Arl  18a RPG sowle dlt. entspret.henden kantonalen Rk,htllnlsn
«8aHbswlIIigungsfreIe Anlagen zur Gewlnnung emeuerbarer Energlen.

2 Sklzze Böschungsnelgung und StÜtzmauern Im Anhang A1

Gemelnde Thörlgen
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qualifiziertes  Verfahren  von  den Vorschrlften  über  die Bau-  und Aussenraum-

gestaltung  gemäss  Art.  18 bis Art. 23 BauR  abweichen,  sofern  damlt  eine

bessere  Gesamtwirkung  erzielt  werden  kann.

Art.  25  Fachberatung

Fachberatung  fÜr das

Orts-  und Land-

schaftsblld,  spezlelle

Gestaltungsfragen,

Auassnraum

1 Die Baubewilligungsbehörde  kann  ausgewiesene  Fachleute  beiziehen,  wel-

che in Fällen  beraten,  die für das Orts-  und Landschaftsbild  von Bedeutung

sind  bzw. spezielle  Gestaltungsfragen  oder  den Aussenraum  betreffen.'

2 Die Fachberatung  formuliert  Empfehlungen  zuhanden  der Baubewllligungs-

behörde  und stellt dieser  insbesondere  in den  folgenden  Fällen  Antra(1:2

- Abweichungen  von den Vorschriften  über  die Bau-  und Aussenraumge-

staltung  :

- Bauten  und  Anlagen  in der Nähe  von Baudenkmälern:

-  Beurteilung  von Bauvorhaben,  welche  die Gestaltunsfreiheit  in Anspruch

nehmen:

-  Bauten  und  Anlagen  In wertvollen  Kulturlandschaften;

- Umbau,  Erweiterun(l  und Ersatz  von erhaltenswerten  Bauten  ausserhalb

von Baugruppen  gemäss  Bauinventar.

3 Die Kosten  werden  dem Gesuchsteller  Überbunden.

' Bel K-Obleklen des Bauinventars (kanfönale Oblekts: Slehe Art. 100 BauG) Ist dle Zweckmässigkelt zudem durch die
Kantonale Denkmalpflage zu beurtellsn.

2 Damit werden zeiigemässe und Innovatlve Gestaltungslösungsn ermögllcht, welche zwar vlellelcht von der lokalerl  Bau-
traditlon abwek.hen, jedoch In ledem Fall der gufen Gssamtwlrkung nach Ait. 18 BauR entsprechen.

Gemelnde  ThÖrigen
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5 Bau-  und  Nutzungsbeschränkungen

Art, 26  0rtsbiIdschutzgebiet

OrfsbIldSohu'zQebie' Baugruppen  sind  als Ortsbildschutzgeblete  zusammengefasst  und zeichnen

slch durch  einen räumllchen  oder  hlstorlschen  Zusammenhang  aus. Der  Wert

liegt  in der  Wirkun  dsr Gruppe.  Die Wirkung  solcher  Gruppen  wird durch  das

Wegfallen,  Verändern  oder  Hinzufügen  einzelner  Elemente  empfindlich  (;)estört.

An die Bauvorhaben  und Aussenräume  innerhalb  der OrtsbiIdschutzgebiete

werden  qualitativ  hohe  gestalterische  Anforderungen  gestellt,  damit  sie zu-

sammen  mit den künftigen  und bestehenden  Bauten  eine einheitliche  und har-

1-11@(11sc5e Gesamtwlrkung  ergeben.

Art. 27  Baudenkrnäler

Baudenkmäler

gemäss  Baulnventar
1 Dle schützens-  und erhaltenswerte  Oblekte  gemäss  Art. 10ff  BauG  slnd  im

Bauinventar'  der  Gemeinde  aufgenommen.

2 Betreffen Planungen und bauliche Massnahmen schÜtzenswerte Oblekte
oder  erhaltenswerte  Baudenkmäler,  die Bestandteil  einer  im Bauinventar  auf-

genommenen  Baugruppe  sind,  ist die kantonale  Denkmalpflege  in jedem  Fall

in das Verfahren  einzubeziehen.2  Der frühzeitige  Belzug  der kantonalen  Denk-

malpflege  sowie  eine  Voranfrage  werden  empfohlen.

3 Betreffen  Planungen  und bauliche  Massnahmen  erhaltenswerte  Baudenkmä-

ler, die nicht  unter  Abs.  2 fallen,  ist der rechtzeitige  Beizug  der Bauberatung

des Berner  Heimatschutzes  empfohlen.

Art.  28  Historische  Verkehrswege  und  Wanderwege

Erhalfüna  vün

historist.hen

Verkehrswegen

Waridwslege

1 Die Fragmente  von historischen  Verkehrsween  sind  Zeugen  der Vergangen-

heit,  die unserer  Zeit  erhalten  werden  sollen.  Die dokumentierten  Objekte  sind

im Zonenplan  als Hinweis  bezeichnet.

2 Veränderungen  des Trasses  (Wegoberfläche  und  -breite,  Böschungen)  so-

yvie bei der We(;)substanz  (begleltende  Vegetation  [Hecken,  Einzelbäume  oder

starldortgerechter  Böschungsbewuchs],  Wegsteine  und  andere  Wegbegleiter)

sind  untersagt.

3 Unterhalt  und Nutzung  im herkömmlichen  Rahmen  bleiben  gewährleistet.

Veränderungen,  die über  diesen  Rahrnen  hinausgehen,  erfordern  den Beizug

der  zuständigen  Fachstellen.

4 Tangieren  Bauvorhaben  Wanderwege  gemäss  dem kantonalen  Sachplan

Wanderroutennetz  ist die zuständige  kantonale  Fachstelle  beizuziehen."

Art.  29  Archäologische  Bodenfunde  und  Schutzgebiet

Archäo(oglsche

Bodenfunde  und

SchuJsbiet

1 Treten  archäologlsche  Bodenfunde  zutage,  so sind die Arbeiten  unverzÜ(;)lich

einzustellen  und die Baupolizeibehörde  und.der  archäologische  Dienst  des

Kantons  Bern zu benachrichtigen.

' Denkmalpfle(ie des Kan!ons Berni Baulnventar der Gemelnde Thörigen. Das Baulnventar Ist befü5rdenverbindIich.
2 Verfahren (Elnbezug der Kantonalen Denkmalpilege) gemäss Art. 10c BauG
s Die zuständlge Fachstelle fÜr Fuss- und Wanderwege sowle für das Inventar hlstorlscher Verkehrswee ist das TleTbau -

amt des Kantons Bern, OIK IV.

Gemeinde  Thörlgen
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2 Das archäologische  Schutzgebiet  bezweckt  die Erhaltung  oder  die wissen-

schaftliche  Untersuchung  und Dokumentation  der  archäoloqischen  Stätte.

3 Bei der Plancing  von Bauvorhaben,  spätestens  ledocli  im Baubewilligungs-

verfahren,  ist der  archäologische  Dienst  des  Kantons  Bern einzubeziehen.

Art. 30  Landschaft

Landscha" A"geme'n 1 Die im Zonenplan  bezeichneten  schützenswerten  Landschaften  und Naturo-

bjekte  sind Objekte  im Sinne  von Art. 86 BauG sowie  Art. föd  des  Natur-  und

Heimatschutzgesetzes.  Sie dienen  der Erhaltung  der  Kulturlandschaft  m[t ihren

charakteristischen  Landschaftselementen  und Geländeformatiünen  sowie  als

Naherholungsgebiete  für  die  Bevölkerunq.

2 Die Pflege  von Schutzobjekten  Ist notwendig  und gestattet.  Die Gemeinde

berät  die Bewirtschafter  über  die sinnvollsten  Pflegemassnahmen.  Sie kann die

Neuanpflanzung  von Hochstammbäumen,  Hecken,  Feld-  und Ufergehölzen

sowie  von eini'ieimischen  Laubbäumen  mit Beiträgen  unterstützen.

Art, 81 Schützenswerte  Landschaft

st'.h(itzenswerte

Landst.haft
4 In den schützenswerten  Landschaften  ist die landwirtschaftliche  Nutzung  (;)e-

währleistet.  Bauvorhaben,  die der  1andwIrtschaftIichen  Nutzung  oder  den

Wohnbedürfnissen  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  dienen,  sind  zugelas-

sen.  Sie dürfen  das Landschaftsbild  und  die  Aussicht  nicht  beeinträchtigen.

Sie sind einer  bestehenden  Hofgruppe  zuzuordnen.  Zucht-  und Mastbetriebe

sind  als ergänzende  Betrisbszweige  gestattet.

2 Andere  Bauten  und  Anlagen  sind  zulässig,  wenn  sie nach  ihrem  Zweck  einen

Standort  in der Schutzzone  erfordern,  im öffentlichen  Interesse  tiegen  und die

Landschaft  bzw.  die Aussicht  nicht  beeinträchtigen.  Bestehende  nicht  land-

wirtschaftliche  Bauten  dürfen  unterhalten  und  zeitgemäss  (im Rahmen  von Art.

24 RPG) erneuert  werden.  Nicht  zugelassen  sind:

Baumschulen,  Gärtnereien,  Gewächshäuser  und Silos  für  nicht  land-

wirtschaftliche  Betriebe:

Tenainveränderungen  (Abgrabungen,  AufschC]ttungen)  jeglicher  Art;

das Aufstellen  von Zelten  und Wohnwagen  zum Zweck  ortsfester  Nut-

zung,  sowie  das Errichten  von Campingplätzen;

das  Aufstellen  von RekIamevorrichturx)en,  Frelleitungen,  Materialstape-

lungen  und die  Aussicht  störende  Einfriedungen.

Art.  32  Hecken,  Feld-  und  Ufergehölze

Hecken  und

Feldgehö!ze
1 Hecken,  Feld-  und Ufergehölze  sind  nach  (1berqeordnetem  Recht  geschützt.'

2 Für Hochbauten  ist ein Bauabstand  von mind.  6.0  m einzuhalten.

3 Für Anlagen  (Strassen,  Wege, Abstell-  und Lagerplätze,  Gärten  etc.)  ist ein

Bauabstand  von mind.  3.O m einzuhalten.

Art. 38 NaturobJekte
Nafüroblekfö 1 Bäume  und Baumgruppen

' vgl. Art. '18 NHG, Bundesgesetzüber den Natur- und Helmatschuiz

Gemelnde  ThÖrlgen
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Bäume  der Kategorie  I slnd gest,hützt.  Sie cfürfen nur mit Bewllliqung
(;)efällt werden.  Bel Abqang  sind sie innerhalb  von 4 0 m vom ursprüng-
lichen Ort durch ein mindestens  3 m hohes Exemplar  der gleichen  Be-

deutuno  zu ersetzen.

Bäume  der Kategorie  Il sind in Ihrem Bestand  zu erhalten.  Sie dÜrfen
ohne Bewilligung  gefällt  werden.  Der Bewirtschafter  sorgt  für ange-
messenen  Ersatz der glelchen  Art in der näheren  Umgebung.  Der Be-
wirtschafter  teilt der Gemeinde  das Fällen und die Ersatzmassnahme
vor der Ausführung  mit.

2 Hostett  / Obstqärten:  Die bezeichneten  Obstgärten  sind in ihrem Bestand  zu
erhalten.  Einzelne  Bäume  dürfen  (iefällt  werden,  wobei  der Bewirtschafter  In-
nert nC)tzlicher Frist fCir entsprechenden  Ersatz  mit Hochstammbäumen  in der
Umgebung  sort.

Art. 34  Gebietsfremde  und schädliche  Pflanzen
Gebletsfremde  und
schädllche  Pt(anzen

Pflanzen,  welche  Krankhelten  übertragen,  die Gesundheit  gefährden  oder  die
biologische  Vielfalt  bedrohen  können,  dürfen  nicht freigesetzt  werden.  Bereits
bestehende  Vorkommen  sind aus den betroffenen  Gebieten  zu entfernen  und
fachgerecht  zu entsoren.  '

Art. 35  Gewässer
Gswässenaum 1 Der Rabimbedarf  der Gewässer  (Gewässenaum)  gewährleistet  die folgenden

Funktionen:

-  die natürliche  Funktion  der Gewässer:
-  den Schutz  vor Hochwasser:
-  die Gewässernutzung.

2 Der Gewässerraum  für Fliessgewässer  wird im Zonenplan  Gewässerräume
und Naturgefahren  dargeste11t.2 a

3 Zugelassen  sind nur Bauten  und Anlagen,  die standortgebunden  sind und
die im öffentlichen  Interesse  liegen. Alle anderen  - bewilligungspflichtige  und
bewilligunsfreie  -  Bauten  und Anlagen  sowie Tenainveränderungen  sind un-
tersagt.  In dicht  überbauten  Gebieten  können  Ausnahmen  fÜr zonenkonforme
Bauten  und Anlagen  bewilligt  werden,  soweit  keine Oberwiegenden  Interessen
ent(egenstehen."

4 Innerhalb  des Gewässerraums  ist die natürliche  Ufervegetation  zu erhalten.
Zulässig  ist nur eine extensive  land-  und forstwirtschaffliche  Nutzung  oder  eine
riaturnahe  Grünraumgestaltun.  Dies gilt nicht  für den Gewässerraum  von eln-
gedolten  Gewässern.6

' Art. 29a Umwsltst.hulzgesetz  USG (SR 814.01  ) und Art. 1 und 15, sowle  Anhang  2 der Frelsetzungtiverordnung  FrSV
(SFI B14,911)

" SIBhe Art. 36a GSüfiG, Art. 41a ff. GshV,  Ari. 1l BauG,  Art. 48 WBG. SklZzen Gewässerraum  im Anhang  A1
a Wo auf die Festlegun(r  des Gewässerraums  verzichtet  wird, gllt Art. 39 WBV. Das Tlsfbauarm  entscheldet,  üb elne

WasserbaupollzeibewlIllung  nach Artlkel  48 WBG riötig  Ist.

4 Zuständlg  für den Entst.heid  ob dicht  übsrbaut:  Im BaubewlIllqungsvertahren  die Leltbehörde  (das  AGR erstsllt  einen
Amföberlcht).

6 Siehe Art. 41 c Abs. 6 Bst. b GSt.hV

Gemeinde  Thörigen
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Art.  38  Bauen  in Ge'fahrengebieten

Grundsä'zo fü' das 'I Bei Bauvorhaben  in Gefahrengebieten  (;)ilt Art. 6 BauG.
Bauen  In GeTalven-

gebieten 2 Es wird  empfohlen,  TrCihzeitig eine VoranTrage  einzureichen.

3 Bei Baugesuchen  in Gebieten  mit erheblicher  oder  mlttlerer  Gefährdung  oder
mit nicht  bestimmter  Gefahrenstufe  zieht  die BaubewiIligungsbehörde  die kan-
tonale  Fachstelle  bei.

4 Im Gefahrengebiet  mit gerin(;)er  Gefährdung  ("gelbes  Gefahrengebiet")  wlrd
der Bauqesuchsteller  im BaubewilIigun(isverfahren  auf  die Gefahr  aufmerksam
gem  acht.

6 Straf-  und Schlussbestimmungen

Art. 37  Widerhandlungen
Bestimmiingen  bel

Widerhandlungen
Widerhandlunen  pegen  die Vorschriften  dieses  Baureglements,  gegen  die üb-
rigen  Gemeindebauvorschriften  und die qestützt  darauf  erlassenen  Einzelverfü-
gungen  werden  nach  den Strafbestimmunen  der Bauesetzgebung  vom
Richter  geahndet.

Inkiafttretsn

Art. 38  lnkrafttreten

Die baurechtliche  Grundordnunq  tritt  am Tag  nach  der Publikation  der Geneh-
mi(;lung  in Kraft.

Art.  39  Aufhebung  von Vorschriften
Aufhebung  von

Vorst.hriften
Mit Inkrafttreten  der baurechtlichen  Grundordnung  werden  mit  allen  zwischen-
zeitlichen  Änderungen  aufgehoben:

-  das Baureglement  vom 27. Juni  2011
-  die Überbauungsordnung  <«Bühl»

-  die Überbauungsordnunq  <«Eigenstrasse»

-  der Zonenplan  1 :5000  vom 27. Juni  2011

der Zonenplan  1:2500  vom  27.  Juni  201 1

Gemelnde  Thörigen
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Genehmigungsvermerke

Öffentliche  Mitwirkung

Kantonale  Vorprüfung

Publikation  im amtlichen  Anzeiger

Publikation  im Amtsblatt

Öffentliche  Auflage

vom  08.01.2018

vom  10.12.20'18

vom  19.09.2019

vom  18.09.2019

bis  09.02.2018

und  01.07.2019

vom  19.09.2019  bis18.10.2019

Erledigte  Einsprachen

Unerledigte  Einspraclien

Reclitsverwahrungen

o

1

o

Beschlossen  durch  den  Gemeinderat am  17.12.2019

Beschlossen  durch  die Gemeindeversammlung

Namens  der  Einwohnergemeinde

Der Präsident:

Der  Gemeindeschreiber:

Die Rici'itigkeit  dieser  Angaben  bescheinigt:

Der Gemeindeschreiber:

08.12.20

2 1. JAN, 2021
Thörigen,  den

Genehmigt  durch  das  Amt  für  Gemeinden

und Raumordnung
2 a Mai 2f)2?

am

Gemeinde  Thörigen
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Anhang

A1 Skizzen

Skizze  FassadenhÖhe  traufseiiig  und Fassadenhöhe  giebelseitig  (Art. 15 BMBV),  Geschosshöhe  Mtika:

ii

Skizze  Gebäudelänge  und  -breite

Geb(lutleläi'ige

Skizze  vorspringende  Gebäudeteile  (Art.  10  BMBV)

Anbaute oder
Teil des Gabiludss

vorsptingendet
aebhudelell

Anbauie  oder

Tail  das Gebübdas

»5'

:ugehönger Fassadenahschnilt  '  i,

zugshötigst

Fsssadenabschnlll  j

ab zzuuföfüsB:ligg:ss MMaassss IIOü: ddliee TB:üeflüIe:oo:ppil,nInggaennddeer,GGeebb!läuuddaeliileiI4lIe
b',  pmlmetle Fassadenllnle

Gemeinde  Thötigen
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Skizze  rückspringende  und unbedeutend  rückspringende  Gebäudeteile  (Art. 1l BMBV)

rücksprlngender
Geb!ludefeil

FA

unbedeulend
tückspringender
Geb(ludeteil

FA

a zulässlgss Mass rür dle Tiefe von unbedeutend tücksprlngenden Gebäudeleiten
b zulässlges Mass R)r die Breite von unbedeulend röckspringenden Geb!ludeteiilen
FA zugehöriger Fassadenabschnilt
g  Fassade
r'i  Fassadenllnle

Skizze  Kniestockhöhe  (Art. 16 BMBV)

o

(1 Eindeckungsmaterial

(2  Ziegellattung

(3  Konterlattung

(4 Isolation

(5  Unterdach

0 Dachsparren
(7  Firstpfette

Die Messweise  gilt sinngemäss  auch  für anders  aufgebaute  Dächer,  z.B. mit Zwischen-
sparrendämmung

qiplii:i  Genehmi<;ung  AGR

Gemeinde  Thörigen
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Sklzze Geschosse  und Geschosszahl.  (Art. 18 - 21 BMBV)

AG

2. Va

1. VG

3. VG

2. VG

mussgebondes  Terrsln

DA  Dachaufbaulen

AG  Afökageachosse

VG  Volk)eseföosse

UG LlnJleschügse

Skizze Grenz-  und Gebäudeabstand  (Art. 22, 23 BMBV)

8au1in1a ldlt  an 81e1ki
der Aba!andahrschö

Kleiner  und  groaser  Orenzabsbind

Sllllt

)ilülnar

Gtenzafia!an

Fasaadennnla

a  aranzabetam
G Geh!iudeabstand
m(l  mInd*alenaeInzuhaltenderCleb!ludeabsland

!mm  iii}iiJiiJunll  alnuliallOtl(föi  öiaiwlialiuiJ
- - -  Oafönla
- -a-  FaaaadenUnlo
o-o  Pariellengmnze

Skizze  An-  und Kleinbauten  (Art. 3, 4 BMBV)

€ An- und Kleinbauten:  Nur Nebenncitzflächen  und in den Dimensionen  beschränkt.  Werden

die Dimensionen  Überschrltten,  gelten  die baupolizeilichen  Masse für Hauptbauten.

Gemeinde Thör%)en
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Skizze  Strassenabstand

Slr. A

Gehweg

S)r. A

öflentlk.her
Parkplatz

S}i.  A

Ufüert[)hiung

lll

=      -  - - & - - - - -  Sk[. A

-  Fahrbahnrand

-  Grenze  des öffentlichen  Verkelvsraums
- ----  Strassenabstand  (str.h)

Skizze  Böschurigsneigung  und  StÜtzmauern

I StÜtzrnauer

BÖschung  /
/

'//
Rückveisetzung/StaffeIung ,  /

45'

1.20m

Skizze  Gewässerraum  offene  Gewässer

Gewässerachse

Gewässerraum  (a)

Gemeinde  Tfü5rigen
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Skizze  Gewässerraum  eingedolte  Gewässer

i Gewässerachse
(Mlttelachse)

Gewässerraum  (a)

Gemeinde  Thörlgen
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A2 Gesetze

BauG

BauV

BewD

BMBV

KEnG

KLSV

KoG

LSV

RPG

SG

SV

FWG

USG

WBG

ZGB

Baugesetz  des Kantons  Bern vom 9. Juni 1985

Bauverordnung  des Kantons  Bern vom 6. März  1985

Dekret  des Kantons  Bern  vom 22. März  1994  über  das BaubewilIiOungsverfahren

Verordnung  Über die Begriffe  und Messweisen  im Bauwesen  vom 25. Mai 2011

Kantonales  Energiegesetz  vom 15. Mal 201 1

Kantonale  Lärmschutzverordnung  vom 14. Oktober  2009

Koordinationsgesetz  vorn 21. März 1994

Lärmschutzverordnuno  des Bundes  vom 15. Dezember  1986

Bundesgesetz  über  die Raumplanung  vom 22. Junl 1979

Strassengesetz  des Kantons  Bern vom 4. Juni 2008

Strassenverordnung  des  Kantons  Bern vom 29. Oktober  2008

Bundesgesetz  über  Fuss-  und  WanderweOe  vom 4. Oktober'1985

Bundesgesetz  über  den  Umweltschutz  vom 7. Oktober  1983

Wasserbaugesetz  des Kantons  Bern  vom 14. Februar  1989

Schweizerisches  Zivilgesetzbuch  vom 10. Dezember.  1907

Gemeinde  Thörigen


